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Straße/Nr. 

Ort: 

75196 Remchingen      
Regierungspräsidium Karlsruhe

Abt. 4 Referat 44

z. Hd. Frau Tyrroff
76247 Karlsruhe

Remchingen, 19.07.16
Sehr geehrte Frau Tyrroff,
ich gehe davon aus, dass es an meinem Gebäude Überschreitungen der Immissionsgrenzwerte in der Nacht gibt. Die genauen Informationen dazu wurden mir bisher nicht mitgeteilt.  
Weiterhin ist bekannt, dass mehrere Betroffene ein Anschreiben bzgl. passiven Lärmschutzes erhielten.

Dass Sie mit passivem Lärmschutz entschädigen wollen, anstatt die Grenzwerte mittels wirksamen aktivem Lärmschutz an der Trasse einzuhalten, halte ich für nicht ausreichend.
Nach dem aktuellen Stand der Immissionsberechnungen hat sich die Zahl der betroffenen Gebäude, durch Berechnungsfehler und Planänderungen nach der Planfeststellung 2009-2014 mehr als verdoppelt, so dass alle damaligen Aussagen der Beurteilung, die auf einer völlig anderen Planungstrasse und Datengrundlagen basierten, allein aus diesem Grund keine Gültigkeit mehr haben.
Nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz § 41 Abs 1. ist beim Bau einer Autobahn, die eine öffentliche Straße ist, sicherzustellen, dass durch diese keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsge-räusche hervorgerufen werden können, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Der Schutzzweck findet sich in Paragraf 1 (BImSchG §1 Abs. 1):
Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, [...] vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzu-beugen.
Der Zweck ist also nicht nur den Menschen zu schützen, sondern seine gesamte Umwelt. Dies bedeutet  auch den Menschen in seiner Umwelt zu schützen, wie zum Beispiel auf seinem Balkon oder in seinem Garten. Auch bei geöffnetem Fenster, hilft passiver Lärmschutz nicht und stellt somit keinen Schutz dar. Dies wird auch im BImSchG §42 deutlich, denn hier wird von einer Entschädigung gesprochen. Der Schutzzweck ist jedoch nur durch geräuschoptimierte Trassenplanung und aktive Schallschutzmaßnahmen zu erfüllen.

Die Gesetzeslage besagt und ist Inhalt der Planfeststellung(S.41), dass den aktiven Lärmschutzmaßnahmen Vorrang zu geben ist. Sie wurden jedoch mit dem Hinweis auf §41 Abs. 2 BImSchG abgelehnt.
Es wurde ausgeführt, dass die Kosten bei dem geringen Nutzen dem Antragsteller nicht zuzumuten seien.

Eine Kosten-Nutzen-Rechnung, in der eine Monetarisierung des Nutzens vorgenommen und den Kosten gegenübergestellt wird, wurde nicht erstellt. Ohne eine nachgewiesene und objektive Kosten-Nutzen-Rechnung sind diese Behauptungen auch heute (wie im damaligen Planfeststellungsbeschluss) ohne Bestand.
Ich werde daher dem Versuch einer Entschädigung mittels passiven Lärmschutzes widersprechen:

1. weil der Nachweis, der  bisher eingebrachten Kosten, eine Kosten-Nutzenrechnung und eine Prüfung der technischen Machbarkeit mit den neuesten und den bestmöglichsten technischen Mitteln nicht belegt wurde und noch zu erbringen ist.
2. weil eine einmalige und billigste „Entschädigung“  mittels passiven Lärmschutz (z.B. Lüfter etc. am Gebäude durch einen Durchbruch in der Außenwand) keine oder zumindest keine gleichwertige Schutzwirkung /Qualität hat wie die einer Mängelbehebung am Ursachenort, und deshalb der drohende Schaden nicht abgewendet wird.
3. weil die zusätzlichen Mängel, die durch Berechnungsfehler und  Planänderungen nach der Planfest-stellung an der Trasse und den Lärmschutzeinrichtungen vorgenommen, nicht behoben bzw. ausgeglichen wurden.
4. weil der grundsätzlich zu erfüllende Mindest-Lärmschutz  und die Einhaltung der Lärmschutzgrenzwerte nicht erfüllt und nicht mit reinem aktiven Lärmschutz an der Trasse erbracht wird, obgleich dies technisch möglich wäre. Die genannten Ablehnungsgründe wurden nicht fachlich detailliert belegt und müssen nachgewiesen werden.
5. weil der Bauträger (Verursacher) nicht in den uns zustehenden prozentualen Finanzierunganteil für den Lärmschutz investiert (Verhältnis zu den Gesamtbaukosten) und mich und die nächsten Generationen mit allen Betriebs-,Erhaltungs- Wartung- und Wiederbeschaffungskosten belastet. 
6. weil das Verfahren mit einer einmaligen Untersuchung (ca.¾ Std) mittels einer einzigen Momenterfassung/-messung des Lärms der Anspruch der notwendigen Lärmvorsorge festgelegt wird. Aufgrund der ständig wechselnden Umweltbedingungen sind grundsätzlich nur eine Berechnung und keine Messung zulässig. 
Die Grenzwertüberschreitungen an meinem Gebäude wurden mir, wie erwähnt, noch nicht mitgeteilt. Bitte teilen Sie mir diese für alle Stockwerke und Fassaden aufgeschlüsselt mit.

Ich fordere die Einhaltung der Grenzwerte am Tag und in der Nacht (ImSchG) durch aktive Lärmschutzmaßnahmen. 
Mit freundlichen Grüßen 
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